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den 1960er/70er Jahren war die Weimarer 
Republik lange ein erinnerungspolitisches 
Stiefkind und der Blick auf sie stark vom 
Scheitern 1933 geprägt.4 Vielleicht hat der 
Paradigmenwechsel der historischen For-
schung hin zu »cultural turn« und Gender-
forschung, zur Emotionsforschung oder 
»human-animal-studies« damit zu tun, dass 
die Erforschung der Revolution 1918/19 
weniger attraktiv erschien.

Erst aus Anlass des hundertjährigen Ju-
biläums gerieten die Revolution und ihre 
Folgen wieder mehr ins Zentrum der Auf-
merksamkeit. Der Tenor der neueren For-
schung erschließt sich bereits aus dem Titel 
des Buchs von Robert Gerwarth: »Die größ-
te aller Revolutionen. November 1918 und 
der Aufbruch in eine neue Zeit«. Der Blick 
wandelt sich von einer Defizitorientierung 
hin zur Ressourcenorientierung, zu einer 
Würdigung der guten Ansätze und Potenti-
ale.5 Das Haus der Geschichte Baden-Würt-
temberg hat bei der Vorbereitung der Gro-
ßen Landesausstellung zur Revolution 1918 
und ihren Folgen diesen Ansatz ebenfalls 
verfolgt.6 Die Thesen des Vortrags basieren 
auf der Ausstellung, die Beispiele stammen 
darüber hinaus auch aus dem Raum Lud-
wigsburg.

Vertrauensverlust – Oktober/November 1918

»Dass der November 1918 in eine demo-
kratische Republik mündete, […] doku-

V
or ziemlich genau vierzig 
Jahren hat der Archivar 
Günter Cordes, Kurator der 
im Hauptstaatsarchiv Stutt-
gart gezeigten Ausstellung 

»Krieg. Revolution. Republik«, einen Vor-
trag vor dem Historischen Verein Ludwigs-
burg gehalten. Thema: Das Revolutionsjahr 
1918/19 in Württemberg und die Ereignisse 
in Ludwigsburg. In den Ludwigsburger Ge-
schichtsblättern 1980 ist der Vortrag abge-
druckt.2 Kurz war ich versucht, ihn einfach 
vorzulesen. Ich weiß nicht, ob es aufgefallen 
wäre, dass es sich dabei um Forschungser-
gebnisse von vor vierzig Jahren handelt. Das 
liegt natürlich zum einen daran, dass Herr 
Cordes hervorragend gearbeitet hat und 
viele Fakten kenntnisreich und gut struk-
turiert erläuterte. Das zeigt zum anderen 
aber auch, dass sich in der Forschung zu 
Revolution und Weimarer Republik lange 
Zeit vergleichsweise wenig getan hat. Ale-
xander Gallus sprach 2010 von der »ver-
gessenen Revolution«.3 Nach den grundle-
genden Forschungen zur Rätebewegung in 
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mentierte eine aus Friedenssehnsucht und 
Legitimationsdefizit entstandene Krise der 
überkommenen monarchischen Autori-
tät«, konstatiert Jörn Leonhard in seiner 
Monumentalstudie zum »überforderten 
Frieden«.7 Das Legitimationsdefizit der al-
ten Eliten resultierte zunächst aus einer 
Versorgungskrise. Die Autorität des Staates 
verfiel, weil er die in der Kriegswirtschaft 
selbst auferlegte Aufgabe, die Bevölkerung 
zu ernähren, immer schlechter erfüllte. 
Ab 1915 wurden die knappen Verbrauchs-
güter schrittweise rationiert. Staatliche 
Stellen beschlagnahmten die Vorräte und 
verteilten sie durch ein kompliziertes und 
schlecht funktionierendes Vergabesystem. 
Konsumgüter gab es nur noch auf Marken; 
die Kriegsration betrug etwa ein Drittel der 
Friedensration. Das führte zu Frust und 
Protest: Ende März 1916, so berichtete der 
Oberbürgermeister von Mannheim, seien 
»große Ansammlungen der minderbemit-
telten Bevölkerung, insbesondere von Krie-
gerfrauen vor dem Rathause erschienen 
und [hätten] mit Selbstmord oder Tötung 
ihrer Kinder [gedroht], wenn man ihnen 
nicht Nahrung verschaffe, weil sie ihre 
Brotmarken schon früher aufgebraucht hat-
ten«.8 

Immer mehr Bürger sahen sich zum Ge-
setzbruch genötigt, um ihre Familien satt zu 
bekommen. So beklagte der Heidelberger 
Geschichtsprofessor Karl Hampe in seinem 
Tagebuch am 19. August 1918 das Schwin-
den der Moral an der so genannten Hei-
matfront: »Bei 1 ½ stündigem Aufenthalt 
in Bretten (die Verbindungen sind ja jetzt 
schlecht) etwas Abendessen, das mit seinem 
fleischernen Inhalt im Innern des Gasthau-
ses serviert werden musste, da gerade eine 
fleischlose Woche ist. An Beachtung von 
dergleichen Vorschrift hält sich wohl nie-
mand. Frau Anschütz hatte in Maulbronn 
verstohlen – auch vor uns – ein paar Eier ge-
hamstert. Die meisten Menschen beschwin-
deln sich jetzt darin. […] Ehrlichkeit und 

Solidarität sind ja überhaupt stark auf dem 
Abmarsche.«9

Die Moral verfiel rapide, und einem derart 
versagenden Staat konnten die Menschen 
nicht mehr vertrauen. Je länger der Krieg 
dauerte, desto mehr Propaganda verbrei-
teten Kriegspressestelle und Regierungen, 
doch dies wirkte zunehmend kontrapro-
duktiv und führte dazu, dass die Menschen 
den staatlichen Verlautbarungen insgesamt 
misstrauten. So fragte sich Karl Hampe am 
10. August 1918, »ob die allzu vertrauens-
vollen Äußerungen, die von der Obersten 
Heeresleitung umliefen, die Hoffnungen 
nicht zu hoch gesteigert haben. Meine Ent-
täuschung ist, wie ich nicht leugnen kann, 
sehr groß. […] Die albernen schönfärben-
den, teilweise offiziösen Zeitungskommen-
tare wirken nur verärgernd.«10

Der zweite Grund für den Vertrauensver-
lust war die militärische Niederlage. Die 
Mittelmächte hatten den Krieg, in den sie 
Anfang August 1914 voll Siegesgewissheit 
gezogen waren, im Herbst 1918 verloren. 
Die Alliierten waren sowohl an Material als 
auch an Soldaten massiv überlegen. Immer 
weniger deutsche Soldaten waren bereit, ihr 
Leben für eine offenkundig verlorene Sache 
zu riskieren, der Militärhistoriker Wilhelm 
Deist spricht von einem »verdeckten Mili-
tärstreik«.11 Rund 120 000 Deserteure ver-
suchten seit Juli 1918, nach hinten, in Rich-
tung Heimat zu entkommen, etwa 385 000 
Soldaten ergriffen die Flucht nach vorn und 
ließen sich zwischen dem 18. Juli und dem 
11. November 1918 gefangen nehmen.12

Am 28. September kam Ludendorff mit 
Hindenburg überein, von der Reichslei-
tung Waffenstillstandsverhandlungen zu 
fordern. Die Verantwortung für die mili-
tärische Niederlage wollte er aber nicht 
übernehmen. Nicht eine Abordnung des 
Militärs, sondern eine neue, vom Parlament 
getragene Regierung sollte die Schmach des 
verlorenen Krieges auf sich nehmen. Für 
viele kam die Nachricht von der Niederlage 
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nach jahrelangen übertriebenen Siegesbot-
schaften als ein Schock, sie fühlten sich zu 
Recht getäuscht und enttäuscht.

»Hauptsache ist doch, dass wir erst mal 
Frieden nach außen kriegen, damit diese 
Menschenmorderei ein Ende hat. […] Nach 
meiner Meinung wird es, je länger der Krieg 
dauert, je schlimmer für uns.« Diese Ein-
schätzung von Wilhelm Fahlbusch vom 15. 
Oktober 1918 spiegelt eine weit verbreite-
te Meinung wider.13 Am 22. Oktober 1918 
– noch bevor die meuternden Matrosen in 
Wilhelmshaven und Kiel die Revolution ins 
Rollen brachten – protestierten Arbeiter der 
Firma Maybach in Friedrichshafen. Etwa 
300 Demonstranten zogen vor das Rathaus 
und riefen: »Nieder mit dem Krieg, es lebe 
der Friede! Hoch die deutsche Republik! 
Wir wollen Brot und besseres Essen haben. 
Die da oben fressen uns alles weg!«14

Motive für den Protest waren also Frie-
denssehnsucht und Hunger. Es blieb nicht 
bei dieser einen Demonstration: Aus Stutt-
gart reisten Vertreter der Spartakusgruppe 
an den Bodensee, um das Momentum aus-
zunutzen und den Unmut in den Umsturz 
zu überführen. Als Innenminister Köhler 
nach der Gründung eines Stuttgarter Ar-
beiter- und Soldatenrats am 4. November 
hart durchgreifen wollte und in der Nacht 
zum 7. November die führenden Köpfe des 
Spartakusbundes verhaften ließ, wirkte 
dies kontraproduktiv. Die gespaltene Linke 
vereinte sich im Protest, für den 9. Novem-
ber riefen Gewerkschaften, SPD und USPD 
gemeinsam zu einer Großdemonstration in 
Stuttgart auf.15

In der Garnisonsstadt Ludwigsburg dage-
gen blieb zunächst alles ruhig. Die 15-jäh-
rige Eleonore Kiesel, Tochter des Hofjuwe-
liers Wilhelm Kiesel und seiner Frau Louise 
geb. Schell, ging am 12. Oktober zur Tanz-
stunde beim kriegsversehrten Tanzlehrer 
Eugen Vogel, während ihr, wie ein Tanz-
herr vom Dragoner-Regiment Königin Olga 
schrieb, »die gebauten Löckchen in die von 

Friedensseif glänzende Stirne« wehten. Ei-
nen Monat später, am 12. November, freut 
er sich auf das »nächste Mal beim Tanzen«, 
wo es »noch viel schöner« werden soll.16 
Kein Wort vom Umsturz.

Am Abend des 8. November, so erinnert 
sich ein Augenzeuge, »fand man auch am 
Ludwigsburger Bahnhof ein außergewöhn-
liches Leben, die Zugänge waren militärisch 
bewacht, eine Offiziersgruppe stand da und 
nach einigem Umfragen erfuhr man, dass 
am Nachmittag mit einem Schnellzug aus 
Norddeutschland 20 Matrosen angekom-
men waren, die verhaftet und in das Dienst-
zimmer der Arsenalkaserne gebracht wor-
den waren. Dort hatte man sie aber sofort, 
zum Teil auch in der Nacht, wieder freige-
lassen, weil sie ordnungsmäßige Urlaubs-
pässe hatten, ausgestellt von irgendeinem 
Soldatenrat.«17 Potentielle Unruhestifter 
werden hier als von außen kommend wahr-
genommen und als letztlich harmlos darge-
stellt.

Revolution: 9. und 10. November 1918

»9. November. Erdrückende Stimmung über 
Stuttgart. Die Spießer gehen ängstlich auf 
die Straße. Ich diskutiere mit einem Sol-
daten, er bestreitet die Revolution und ich 
sage, keinen Tag dauerts mehr, heute noch 
wird es kommen. Die Wache geht zum 
Schloss, ich sage in der Straßenbahn ganz 
laut: ›Das wird wohl die letzte sein‹. Alles 
schaut mich an und flüstert, aber mir wird 
nichts entgegnet. Um 9 Uhr verlasse ich die 
Arbeit und siehe gewaltige Massen ziehen 
durch die Straßen. Der Schlossplatz ist voll, 
überall wehen rote Fahnen. Der König ergibt 
sich, die Wache zieht ab, es gibt ein Hand-
gemenge, einige Schüsse fallen: Revolution 
– Mein Herz drohte zu zerspringen, was war 
das für ein Rumoren in meinem Innern, ich 
konnte keinen andern Laut hervorbringen 
als immer nur Freiheit, Republik, Revoluti-
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on.« Mit diesen Sätzen fasste der Stuttgarter 
Spartakist Karl Fraaß die Ereignisse vom 9. 
November in Stuttgart zusammen.18

Aus ganz Stuttgart zogen Demonstrantin-
nen und Demonstranten mit roten Fahnen 
und Antikriegsplakaten in die Stuttgarter 
Innenstadt; insgesamt kamen wohl rund  
30 000 Menschen zusammen. Auf drei Kund-
gebungen – auf der Treppe des Neuen Schlos-
ses, am Schillerplatz und am Karlsplatz – 
forderten jeweils ein Redner der SPD und 
einer der USPD die Abdankung des Kaisers 
und den Übergang zu einer sozialen Repub-
lik. Dann teilte sich der Demonstrationszug 
auf. Ein Teil der Menschen folgte der Auffor-
derung des USPD-Redners Albert Schreiner, 
zur Infanteriekaserne an der Rotebühlstra-
ße zu ziehen. Waffen- und Kleiderkammern 
wurden geleert, die Akten des Militärge-
richts aus den Fenstern geworfen und ein 
Soldatenrat mit Schreiner an der Spitze ge-
wählt. Ein anderer Teil der Demonstranten 
lief zum Wilhelmspalais, dem Wohnsitz Kö-
nig Wilhelms. Dort befanden sich gerade die 
sechs am Vortag ernannten Minister der ers-
ten parlamentarischen Regierung Württem-
bergs, um vom König vereidigt zu werden. 
Demonstranten drangen ins Palais ein und 
forderten das Hissen einer roten Fahne. Sie 
versprachen, dem König kein Haar zu krüm-
men, sahen sich ein wenig um und trollten 
sich wieder. Nur der wachhabende Offizier, 
Karl Botsch, der sich geweigert hatte, seinen 
Degen abzugeben, wurde mit der Spitze sei-
ner Pickelhaube verletzt – das einzige Blut, 
das an diesem Tag floss.19

Zur selben Zeit trafen sich Wilhelm Keil 
und Arthur Crispien als Unterhändler der 
beiden sozialistischen Parteien mit dem neu-
en Regierungschef Theodor Liesching. Sie 
wurden sich rasch einig, dass schnell eine 
verfassunggebende Versammlung einberu-
fen werden sollte, allerdings forderten die 
Sozialisten die Beiziehung von »Vertrauens-
männern der Arbeiter«. Das konnte Liesching 
nicht zusagen, die drei Männer verabredeten 

daher für den Abend ein zweites Treffen. 
Doch dazu kam es nicht mehr; denn die regi-
onale Politik wurde von den Ereignissen auf 
Reichsebene überholt und beeinflusst.

In Berlin hatte mittlerweile Max von Ba-
den eigenmächtig die Abdankung des Kai-
sers verkündet und Ebert die Kanzlerschaft 
angetragen; Philipp Scheidemann und Karl 
Liebknecht hatten unabhängig voneinander 
die Republik ausgerufen. Die württember-
gischen Sozialdemokraten sahen nun von 
einem neuen Treffen mit Liesching ab und 
bildeten ebenfalls eine neue provisorische 
Regierung, die paritätisch mit SPD- und 
USPD-Vertretern besetzt war. Zum Vorsit-
zenden wählte man den 69 Jahre alten Wil-
helm Blos, der sich angeblich nur zufällig in 
Stuttgart aufhielt, als Begleiter seiner Frau 
Anna, die dem sozialdemokratischen Lan-
desvorstand angehörte.20 Am 10. November 
konnte Blos sich damit durchsetzen, auch 
Vertreter der bürgerlichen Parteien aufzu-
nehmen, um den Rückhalt der Regierung in 
der Bevölkerung zu stärken – eine südwest-
deutsche Besonderheit, die es so nur noch in 
Baden und Hessen gab.

So kam es, dass die neue provisorische 
Regierung dem vom König vereidigten Ka-
binett recht ähnlich sah: Neben Theodor 
Liesching kamen auch Johann Baptist von 
Kiene und Carl Hugo Lindemann aus der 
alten Regierung. Damit waren schon früh 
die Weichen hin zu einer parlamentari-
schen Demokratie gestellt. Dass die beiden 
USPD-Minister binnen kurzer Zeit ausschie-
den – Albert Schreiner am 15. November, 
Arthur Crispien am 10. Januar –, macht al-
lerdings deutlich, dass das Ideal einer vom 
breiten Vertrauen aller getragenen Regie-
rung in einer von tiefen Spaltungen gepräg-
ten Gesellschaft unrealistisch war. König 
und Königin reisten unter dem Schutz des 
Soldatenrats noch am Abend des 9. Novem-
ber nach Bebenhausen. Am 30. November 
verzichtete Wilhelm II. als letzter der deut-
schen Monarchen offiziell auf den Thron.21
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Auch in Ludwigsburg blieb es am Nach-
mittag des 9. November nicht ruhig. Der 
oben schon einmal zitierte Augenzeugenbe-
richt schildert die Atmosphäre: »Überall in 
der Bahnhofgegend standen Gruppen von 
Soldaten herum, meist um einen Fremden 
geschart, der in leiser, eindringlicher Rede 
den Zuhörern, unter denen auch die jüngere 
Weiblichkeit vertreten war, das Programm 
des Aktionsausschusses auseinandersetzte. 
Viele Soldaten waren bereits instruiert, sie 
hatten die Reichskokarde von den Mützen 
entfernt. […] Nur wenige ließen sich nicht 
beirren und gingen mit der Reichskokarde 
zum Bahnhof. Dort fielen junge Burschen, 
auch Mädchen über sie her, und manchem 
wurde dabei seine Mütze heruntergerissen 
und die Kokarde entfernt.«22

Einige Soldaten und Arbeiter zogen am 
Abend zum Garnisonskommando, das im 
Schloss untergebracht war, und einigten 
sich mit diesem über eine einvernehmliche 
Machtübergabe. Ein aus sieben Soldaten 
und sieben Arbeitern bestehender Arbeiter- 
und Soldatenrat wurde gegründet, Ernst 
Reiner zu seinem Vorsitzenden gewählt. 
Der Ludwigsburger Soldatenrat gehörte zu 
den schärfsten Gegnern des württember-
gischen Kriegsministers Ulrich Fischer, der 
der USPD nahestand; am 29. November 
1918 beteiligte sich Reiner an einem erfolg-
losen Versuch, Fischer wegen Unfähigkeit 
abzusetzen.23 Vom Garnisonskommando 
zog der Arbeiter- und Soldatenrat noch in 
der Nacht zum 10. November ins Rathaus 
um und besetzte damit symbolisch den Ort 
der kommunalen Legislative und Exeku-
tive. Dort verfasste er einen ersten Erlass, 
der wie zahllose ähnliche Dokumente aus 
südwestdeutschen Städten den Primat der 
Sicherheit zeigt: »1. An alle Soldaten geht 
der Aufruf, strengste Ordnung und Disziplin 
zu halten, Offiziere nicht zu belästigen und 
den Anordnungen der zur Sicherheit kom-
mandierten Patrouillen Folge zu leisten.«24

Nachdem das alte System am fehlenden 

Vertrauen zugrunde gegangen war, waren 
die neuen Regierungen darauf angewie-
sen, Vertrauen neu zu erwerben. Insgesamt 
lassen sich sechs Grundbedingungen de-
finieren, die Vertrauen in die Demokratie 
ermöglichen können: Teilhabe, Sicherheit, 
Zusammenarbeit, Glaubwürdigkeit, Vielfalt 
und Zugehörigkeit.25 Im Folgenden sollen 
zwei davon, Sicherheit und Teilhabe, aus-
führlicher dargestellt werden.

»Seid besonnen, Kameraden«26 – Vertrauen 
durch Sicherheit

Nach dem Zusammenbruch der alten Ord-
nung fürchteten viele Menschen Chaos und 
Bürgerkrieg. Die Ludwigsburgerin Julie Pa-

Ernst Reiner als Soldat.
(Hauptstaatsarchiv Stuttgart, Q 2/27 Bü 3)
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ret, Schwester des Pfarrers Otto Paret und 
Tante des Archäologen Oscar Paret, schrieb 
am 10. November in ihr Tagebuch: »Ja, 
schwer sind die Sorgen, ob die Revolution in 
ruhigen Bahnen verläuft. Sattler Marquardt 
in der Myliusstraße ließ gestern Abend noch 
schnell sein Schaufenster verbrettern.« Und 
am 11. November: »Daneben die drückende 
Ungewissheit, wie weit die Revolution es 
noch treibt. […] Im Gefangenenlager Eglos-
heim sind die Franzosen ohne Wache und 
laufen frei herum.«27

Auf diese Angst reagierten die neuen 
Machthaber durch eine aktive Sicherheits-
politik. Von Anfang an suchten sie – erfolg-
reich – die Zusammenarbeit mit den alten 
militärischen Eliten. Das haben viele, Zeit-
genossen wie Nachgeborene, der SPD als 
Verrat vorgeworfen.

Es scheint rückblickend durchaus proble-
matisch, dass die Militärführung, an deren 
Versagen sich ja die Revolution entzündet 
hatte, die Revolution unbeschadet über-
lebt hat.28 Doch aus damaliger Perspektive 
waren die SPD-Führer verständlicherweise 
eher erleichtert, von der Militärführung – 
anstatt sie bekämpfen zu müssen – Hilfe an-
geboten zu bekommen bei der schwierigen 
Aufgabe der Transformation der Monarchie 
zur Republik. Und beim Thema Sicherheit 
schienen alle an einem Strick zu ziehen: 
Die neue provisorische Regierung in Stutt-
gart versprach in ihrer ersten Proklamation 
am 10. November, eine verfassunggebende 
Landesversammlung einzuberufen und for-
derte die Bevölkerung auf, »die Sicherheits-
organe bei der Aufrechterhaltung der Ruhe 
und Ordnung zu unterstützen«.29 Der stell-
vertretende Kommandeur in Stuttgart, Ge-
neral Christof von Ebbinghaus, erklärte am 
9. November öffentlich, »im Einvernehmen 
mit dem Soldatenrat mitzuhelfen, dass die 
militärische Ordnung in Stuttgart aufrecht-
erhalten bleibt«.30

Die Soldatenräte wurden ihrerseits nicht 
müde, die Soldaten auf die Aufrechterhal-

tung der Ordnung einzuschwören. So ver-
sicherte der Ludwigsburger Soldatenrat am 
14. November 1918, die »richtige und be-
sonnene Ausnützung der Macht in unseren 
Händen« sei sein Ziel. Um das »Vertrauen 
weiter Kreise« zu gewinnen, müsse vor al-
lem »unbedingte Rechtlichkeit« beachtet 
werden. Scharf wandte er sich gegen Diszi-
plinlosigkeit, denn »unbedingte Unterord-
nung und Pflichterfüllung« seien die »Vor-
aussetzung jeder menschlichen Ordnung, 
vor allem des Heeres«. Allein der Soldaten-
rat habe über Streitigkeiten zwischen Offi-
zieren und Mannschaften zu entscheiden.31

Wie fast alle Räte in Südwestdeutschland 
verstand sich der Ludwigsburger Soldaten-
rat als ein Element der Stabilisierung, nicht 
als treibende Kraft eines Umsturzes. Erleich-
tert notierte Julie Paret am 16. November in 
ihr Tagebuch: »Bis jetzt ist es im Äußeren 
ruhig verlaufen. Der Arbeiter- und Solda-
tenrat erließ die strengsten Verordnungen, 
dass nicht ein allgemeiner Umsturz eintritt. 
Auch die Reden, die teils im Hof der Arse-
nalkaserne, teils im Ratskeller gehalten 
werden, ermahnen zu Arbeit, Gehorsam 
und Ruhe. Das Verhältnis zu den Offizieren 
soll ein vertrauensvolles sein; diese haben 
Vorschriften, den Mannschaften gegenüber 
bestimmt, aber freundlich zu sein.«32

Zwei Hauptaufgaben hatte der Soldaten-
rat zu bewältigen: die Klärung der Macht-
frage innerhalb der militärischen Hierarchie 
und die geordnete Überführung des Kriegs-
heers in ein verkleinertes Friedensheer, also 
die organisatorische Mithilfe bei der De-
mobilmachung. Die Machtfrage wurde nie 
abschließend geklärt. Über die Erlaubnis, 
Abzeichen und Säbel zu tragen, entzünde-
te sich ein kaum lösbarer Konflikt zwischen 
Garnisonsältestem und Garnisonsrat, Offi-
zieren und Mannschaftsvertretern. Durch 
die Auflösung des Soldatenrats wurde die-
ser Konflikt obsolet.

Die Mitarbeit an der Demobilmachung 
war dagegen eine ungeheure Leistung, 
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wenn man bedenkt, dass 70 000 Soldaten 
über Ludwigsburg entlassen wurden. Und es 
ging nicht nur um Menschen, sondern auch 
um die Abwicklung von Heeresgütern, die 
ab Mitte November täglich in ungeheuren 
Mengen am Bahnhof Ludwigsburg angelie-
fert wurden, wo sie erfasst und letztlich zum 
Verkauf angeboten werden sollten. Julie Pa-
ret beobachtete am 16. November: »Es geht 
weiter mit Hereinführen vom Güterbahn-
hof: Feldbetten, Bänke, Teppiche, Tragbah-
ren, schönes zusammengelegtes Bettzeug, 
gefüllte Kolben, Blechflaschen, Sauerstoff-
zylinder, schwere Kisten, Gewehre. […] 
Kleider, Eimer, Klappstuhl, Betten, runde 
kleine Öfele und größere, alles kommt un-
tereinander heim und wird am Haus vorbei-
geführt, während ich dies schreibe.«33

Die britische Seeblockade wurde nach 
dem Waffenstillstand bis zum endgültigen 
Abschluss eines Friedensvertrags weiter 
aufrechterhalten; die Versorgung der Zivil-
bevölkerung mit den nötigsten Gütern des 
täglichen Lebens blieb daher schwierig. 
Lebensmittel und Kleidung waren nach wie 

vor nur auf Karten erhältlich, durchziehen-
de Soldaten wurden bei den Familien ein-
quartiert und mussten ebenfalls mit versorgt 
werden. Kein Wunder, dass der materielle 
Überfluss der rückgeführten Heeresgüter 
eine große Versuchung darstellte – zumal, 
wie der Garnisonsrat in seinem Abschluss-
bericht bedauerte, »das Völkergemetzel 
eben kein Stahlbad« gewesen war, sondern 
»ein Bad voll Blut und Schmutz«, aus dem 
viele Soldaten moralisch verroht zurückge-
kommen seien – eine »Kriegsraubpsychose« 
habe eingesetzt.34

Entsetzt notierte Julie Paret am 24. No-
vember: »Vom 18. auf 19. sind aus dem La-
zaretthof fünf Zentner Kisten mit Kakao und 
Tee, vom Felde zurück, gestohlen worden.« 
Und am 5. Dezember: »Und gestohlen wird, 
gestohlen, unglaublich viel, gerade von Sol-
daten, Bewachungsmannschaften: Zeissglä-
ser, Soldatenröcke auf offener Straße von 
den Wagen herunter usw.«35

In seinem Abschlussbericht rühmte sich 
der Garnisonsrat, er habe ein wirksames 
Mittel gegen diese Plünderungen eingesetzt, 

Familie Paret, 1913: Pfarrer Otto Paret, Tochter Gertrud, Mutter Edine, Sohn Oscar,  
Schwester Julie. (aus Eberhard Neubronner: Der himmlische Blick. Fotografierende Pfarrer  

im alten Württemberg 1890 bis 1960, Tübingen 2013)
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nämlich Fake News. Er drohte Plünderern 
die Todesstrafe an und ließ durch die Presse 
die Meldung verbreiten: »Standrechtliche 
Erschießungen. Auf Befehl des Soldatenra-
tes wurden heute Morgen drei Soldaten und 
ein Zivilist, weil sie beim Plündern betroffen 
wurden, standrechtlich erschossen.«36 »Die-
se Bekanntmachung«, so der Garnisonsrat, 
»wirkte zunächst wie ein kalter Wasser-
strahl auf das Heer der Plünderer. Nachdem 
jedoch allmählich durchgesickert war, dass 
die Erschießung einen durchaus unbluti-
gen Verlauf genommen hatte, zeigten sich 
wieder die alten üblen Erscheinungen«.37 Es 
war keine gute Idee gewesen, das Mittel der 
Propaganda, der absichtlichen Falschmel-
dung, aus dem kaiserzeitlichen Pressereper-
toire zu übernehmen, denn das erschütterte 
die Glaubwürdigkeit der neuen Exekutive.

Die Diebstähle von Heeresgut waren ein 
Problem der Anfangsmonate. Nach dem 
Jahreswechsel 1919 gingen die Lieferun-
gen aus dem Westen natürlich stark zurück, 
während gleichzeitig Sicherheitskompanien 
aufgestellt wurden, die das Heereseigentum 
angeblich effizienter schützen konnten als 
die Soldatenräte. Die Frage, wer für die so 
notwendige Sicherheit sorgen sollte, war in 
den Anfangswochen der Revolution heftig 
umstritten. Der Zerfall des staatlichen Ge-
waltmonopols führte zur Gründung vieler 
kurzlebiger provisorischer Sicherheitsor-
gane.38 Prinzipiell standen sich das Kon-
zept einer freiwilligen »Volkswehr« und das 
Konzept staatlicher Sicherheitskompanien 
– also einer Berufselitetruppe – gegenüber. 
Die USPD trat für die erstere Version ein, 
die MSPD und Bürgerliche fürchteten die 
Bewaffnung radikaler Linker und betrieben 
daher die Aufstellung von Sicherheitskom-
panien.

Schon im November 1919 rief der Garni-
sonsrat die in Ludwigsburg stationierten 
Soldaten dazu auf, sich für eine spezielle 
Sicherheitseinheit zu melden, die geschlos-
sen in einer Kaserne untergebracht wurde, 

wenngleich die Angehörigen organisato-
risch (z. B. bei der Bezahlung) noch ihren al-
ten Einheiten zugerechnet wurden. Am 19. 
Dezember beschloss dann die provisorische 
Regierung in Stuttgart, 15 völlig selbständi-
ge Sicherheitskompanien aufzustellen, und 
beauftragte damit Leutnant Paul Hahn.39

Der »rote Hahn«, wie er sich in seinen Me-
moiren nannte, war eine schillernde Figur: 
Kunstmaler aus Obertürkheim, Kriegsfrei-
williger im Dragonerregiment Nr. 25, seit 
Frühjahr 1918 Offizier in Isny. Zum Vorsit-
zenden des dortigen Soldatenrats gewählt, 
sorgte er zunächst für die reibungslose und 
disziplinierte Organisation der Demobil-
machung in Isny und Leutkirch.40 Offenbar 
gelang es dem charismatischen Hahn, im 
Soldatenrat die Interessen der Offiziere ge-
gen die der USPD-Anhänger durchzusetzen 
und gleichzeitig die republikskeptischen 
studentischen Freiwilligenbataillone mit 
»Ehrenwort« darauf zu verpflichten, dass 
»sie für die Sache der Revolution einzutre-
ten haben«.41

Dass dieses Konzept nicht aufging, sah 
man spätestens beim Einsatz auch württem-
bergischer Sicherheitstruppen zur Nieder-
schlagung der bayerischen Räterepublik.42 
Die Sicherheitstruppen speisten sich vor 
allem aus entlassenen Soldaten des Feld-
heers, die ab Ende November 1918 nach und 
nach in Württemberg ankamen. Sie wurden 
auf die Republik vereidigt, von den Solda-
tenräten mit kontrolliert, und unterstütz-
ten in Ludwigsburg anfänglich die Polizei, 
nahmen beispielsweise auf der Suche nach 
Waffen Hausdurchsuchungen vor.43 Mitte 
Januar übernahm Garnisonsrat Emil Schu-
ler, wie die meisten Soldatenräte Mitglied 
der MSPD, die Aufsicht über die Sicherheits-
kompanien. Vielleicht deshalb sind aus Lud-
wigsburg nur wenig Freiwillige mitgezogen, 
als die württembergische Regierung Mitte 
April Hilfstruppen nach Bayern schickte. 
Der Garnisonsrat hatte sich gegen die Teil-
nahme ausgesprochen, es aber den einzel-
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nen Soldaten freigestellt, ob sie sich daran 
beteiligen wollten.44

Das Ende der Soldatenräte hing eng mit 
der Umstrukturierung der Armee zusam-
men. Schon im Dezember 1918 waren die 
meisten Soldaten nach Hause gegangen 
bzw. entlassen worden, die reguläre be-
waffnete militärische Macht bestand fast 
nur noch aus Offizieren.45 Im März 1919 be-
schloss die Weimarer Nationalversammlung 
das Gesetz über die Bildung einer vorläufi-
gen Reichswehr; sie sollte »auf demokrati-
scher Grundlage« aufbauen, war als »Volks-
heer«, also Wehrpflichtarmee gedacht und 
war, wie der Name schon sagt, erstens ein 
Provisorium, zunächst bis zum 31. März 
1920 geplant, und zweitens ein Zentral-
organ. Das bedeutete das Ende der würt-
tembergischen Truppen.

In einer gewissen Selbstüberschätzung 
einigten sich die württembergischen Solda-
tenräte mit dem – pazifistisch eingestellten 
– Kriegsminister Hermann am 21. März auf 
sehr demokratische »Bestimmungen für den 
Neuaufbau des württembergischen Volks-
heers«. Zur Vertretung der Soldaten soll es 
weiterhin Soldatenräte geben, die im Ein-
vernehmen mit dem Kriegsminister auch 
in Fragen der Kommandogewalt und der 
Stellenbesetzung entscheiden sollten. Stan-
desprivilegien sollten abgeschafft werden, 
Ehrenbezeugungen stark eingeschränkt.46 
Doch diese Beschlüsse waren bereits im 
April Makulatur, da das württembergische 
Heer aufgelöst wurde und die zuständigen 
Reichsorgane den Mitbestimmungsforde-
rungen skeptisch gegenüberstanden.

Nach den Bedingungen des Versailler 
Friedensvertrags waren die Pläne zur vor-
läufigen Reichswehr ohnehin obsolet. Die 
neue Reichswehr sollte eine auf 100 000 
Mann reduzierte Berufsarmee sein. Die Gar-
nison in Ludwigsburg schrumpfte auf 1627 
Soldaten, etwa ein Drittel der Vorkriegs-
stärke. Ende Juni wurden die Soldatenräte 
aufgelöst. »So stand Ludwigsburg an einem 

Wendepunkt seiner Geschichte und war un-
versehens zu einer Bürgerstadt geworden«, 
bilanziert Cordes.47 Besser gesagt: Bür-
ger- und Bürgerinnenstadt. Denn nach der 
Revolution wurde das Recht auf politische 
Teilhabe auch Frauen zugestanden.

»Ohne Unterschied des Geschlechtes« – 
Vertrauen durch Teilhabe

Politische Teilhabe ist ein Wesenskern der 
Demokratie. Mehr Teilhabe war eine Grund-
forderung der Revolution, und es sollte das 
Vertrauen in ein Staatswesen stärken, wenn 
man selbst aktiv an ihm mitwirken kann. 
Diese Thesen zum Thema Teilhabe werde 
ich im Folgenden am Beispiel der Mitwir-
kung von Frauen an der Politik überprüfen. 

»Nun müssen wir auch noch ins öffentli-
che Leben, d. h. uns in Vorträgen vorberei-
ten lassen für das Wahlrecht der Frauen. 
Heute Nachmittag, im Vereinshaus von 
Herrn Prälat Stuhlecker und Pfarrer Kull von 
Zuffenhausen, Frau Johanna Beringer und 
Frl. Schmid, Stuttgart. Letztere hat für den 
deutsch-evangelischen Frauenbund gewor-
ben«, klagte Julie Paret am 15. Dezember.48 
Sie schien nicht besonders erbaut von dem, 
was 2018/19 als große Errungenschaft ge-
feiert wurde: Erstmals konnten alle Frauen 
am politischen Leben aktiv teilhaben, denn 
der revolutionäre Rat der Volksbeauftrag-
ten in Berlin hatte am 12. November 1918 
das aktive und passive Wahlrecht für Frauen 
eingeführt.

Mit der Revolution waren zunächst zwei 
Organe politischen Handelns entstanden: 
Räteorganisationen und provisorische Re-
gierungen. Beide wirkten sowohl exekutiv 
als auch legislativ – wie die Einführung des 
Wahlrechts für Frauen durch die Berliner 
provisorische Regierung zeigt. In diesen 
beiden Organen waren Frauen nach wie vor 
unterrepräsentiert. Die württembergische 
provisorische Regierung bestand nur aus 
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Männern. In Deutschland gab es 1918/19 
lediglich eine Ministerin, die Kommissarin 
für Volksbildung Minna Faßhauer in Braun-
schweig. Weibliche Räte waren sehr selten, 
nicht nur in Ludwigsburg, wo die Soldaten-
räte dominierten. Das hing zum einen mit 
der wirtschaftlichen Demobilmachung zu-
sammen. Hier galt das Motto: »Die Frauen 
heraus« – Arbeitnehmer, die »nicht auf den 
Verdienst aus ihrer derzeitigen, nur anläss-
lich des Krieges angenommenen Stellung 
angewiesen sind«, sollten »bedürftigen 
Volksgenossen, namentlich Kriegsbeschä-
digten und sonstigen Kriegsteilnehmern, 
Platz machen«.49 In der Praxis hieß das, 
Frauen konnten zwangsentlassen werden, 
wenn ein Kriegsveteran Anspruch auf ihren 
Arbeitsplatz erhob; unter diesen Vorzeichen 
erschien ein Engagement in einem Arbei-
terrat vermutlich wenig attraktiv. Darüber 
hinaus wirkten tiefverwurzelte Vorbehalte 
gegen die politische Arbeit von Frauen hem-
mend.50

Das heißt aber nicht, dass Frauen nicht po-
litisch in Erscheinung traten. Über 4700 Tü-
bingerinnen – bei einer Einwohnerzahl von 
etwa 20 000 sind das die Hälfte aller Frauen 
und Mädchen – unterzeichneten bis zum 12. 
Dezember 1918 eine Petition zur raschen 
Einberufung einer verfassunggebenden Na-
tionalversammlung. Sie erhofften sich so 
Schutz vor dem »Überhandnehmen der An-
archie«, eine bessere Bekämpfung des Hun-
gers und eine bessere Abwehr von »Willkür 
des vor den Toren stehenden Feindes«.51 Ihr 
Wunsch ging in Erfüllung, in Württemberg 
konnten Männer und Frauen schon am 12. 
Januar 1919 zur Wahl für die württembergi-
sche Landesversammlung gehen.

Deutschlandweit gab es rund zwei Millio-
nen mehr Wählerinnen als Wähler.52 Keine 
Partei konnte sich dieses Stimmenpotential 
entgehen lassen, und so versuchten auch 
diejenigen Parteien und Verbände, die bis-
lang dem Frauenwahlrecht eher skeptisch 
gegenüber gestanden hatten, Frauen zu 

mobilisieren. So auch der von Julie Paret er-
wähnte Deutsch-Evangelische Frauenbund 
(DEF). 1899 als Abwehrvereinigung gegen 
sozialistische Emanzipationsbewegungen 
gegründet, setzten sich die größtenteils 
aus bürgerlichem Milieu stammenden Mit-
glieder des DEF vor allem für den gleichbe-
rechtigten Zugang zu Bildung und Beruf für 
Mädchen und Frauen ein. An der Frage des 
Frauenwahlrechts schieden sich innerhalb 
des Bundes die Geister. Konservative Frau-
en waren strikt dagegen, insgesamt vertrat 
der DEF eine neutrale Position. 1918 trat 
er aus dem Bund deutscher Frauenverei-
ne aus, als dieser sich dem Kampf um das 
Frauenstimmrecht verschrieb. Nach der Re-
volution setzte der DEF alles daran, Frauen 
zur Wahrung konservativer Besitzstände 
zu mobilisieren; er proklamierte daher nun 
die »Wahlpflicht für christliche Frauen und 
Jungfrauen«. 

Aus den Reihen der Frauenbewegung 
bildete sich ein »Ausschuss der Frauenver-
bände Deutschlands«, der sich mit zahlrei-
chen Flugblättern und Wahlaufrufen direkt 
an die Wählerinnen richtete. Er appellierte 
nicht nur an Frauen, wählen zu gehen, son-
dern wandte sich auch an Männer mit der 
Bitte, die Frauen ihrer Familie zum Wählen 
anzuhalten: »Deutscher Familienvater! Du 
brauchst Deine Stellung im häuslichen Kreis 
nicht zu ändern; bleib nur, der Du warst und 
der Du bist, aber hole Deine Frau und Deine 
Töchter heran, so ungewohnt es Dir auch 
ist, Politik mit ihnen zu verhandeln. […] Du 
sollst Deiner Frau und Deinen Töchtern po-
litischer Leiter und Führer werden.«53

Diese Mobilisierung hatte Erfolg: Fast 90 
Prozent der wahlberechtigten Frauen ga-
ben ihre Stimme ab, prozentual etwas mehr 
als Männer. Angeblich tendierten sie eher 
dazu, konservativ zu wählen. Eine Überprü-
fung dieser oft wiederholten Behauptung 
ist schwierig, denn nur in wenigen Orten 
wurden die Stimmen der Frauen tatsäch-
lich getrennt abgegeben und ausgezählt. In 
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Bruchsal, einer der Städte mit geschlechter-
getrennter Stimmabgabe, wählten tatsäch-
lich überproportional viele Frauen Zentrum 
und wenige die SPD (Zentrum: 32,6 % Män-
ner, 52,3 % Frauen; SPD: 39,2 % Männer, 
21,3 % Frauen).54

Frauen konnten nicht nur wählen, son-
dern auch gewählt werden. Unter großem 
Zeitdruck stellten die Parteien ihre Wahl-
vorschläge auf; die Kandidatinnen lan-
deten hierbei eher auf den hinteren Plät-
zen. So wurde für die Reichstagswahl die 
Vorsitzende des Katholischen Deutschen 
Frauenbunds, Hedwig Dransfeld, von der 
Zen trumspartei auf einen schlechten Lis-
tenplatz gesetzt, um einen verdienten Mann 
zu ehren. Dransfeld ärgerte vor allem die 
– heute würde man sagen: mit Genderkli-

schees arbeitende – Argumentation, mit der 
man auf ihr Verständnis setzte: »Wir haben 
zu Ihrem oft bewährten generösen Sinn das 
Vertrauen gehabt, daß Sie uns deswegen 
keine Schwierigkeiten machen werden.«55

In Württemberg bekam den besten Listen-
platz die Pionierin des Frauenwahlrechts, 
Klara Zetkin, lange Jahre Herausgeberin ei-
ner Zeitschrift mit dem programmatischen 
Titel »Die Gleichheit«. Sie stand bei der 
USPD auf Platz 3. Von den insgesamt 150 
Abgeordneten waren lediglich 13 Frauen, 
also 8,8 Prozent.56 Eine Ludwigsburgerin 
war nicht dabei.57

Aber im Parlament zu sein hieß keines-
wegs automatisch, dort überhaupt oder 
als weibliche Stimme ernst genommen zu 
werden. Während in der badischen ver-
fassunggebenden Versammlung bereits 
auf der ersten Sitzung am 15. Januar drei 
Frauen sprachen und Marianne Weber als 
erste Frau überhaupt in einem deutschen 
Parlament redete, dauerte es in Württem-
berg bis zur 6. Sitzung am 29. Januar, bis 
einer Frau das Wort erteilt wurde.58 Clara 
Zetkin sprach, anders als Marianne Weber, 
dann nicht im Namen der Frauen zum The-
ma Frauenpartizipation, sondern griff als 
Unabhängige Sozialistin die »bürgerliche 
Politik« der Regierung an und forderte die 
»Überwindung der bürgerlichen und der 
kapitalistischen Gesellschaft«. Danach wa-
ren die Frauen wieder lange stumm. Erst 
am 8. März 1919, in der 13. Sitzung, gab es 
Redebeiträge von vier Frauen, die gegen die 
Demobilmachungsverordnung protestier-
ten, nach der Frauen ihre Arbeitsplätze für 
Veteranen räumen sollten.

Frauen waren keine Anfängerinnen in 
der Politik, denn die Abgeordneten hatten 
in der Regel jahrelange Erfahrung als Frau-
enrechtlerinnen oder in sozialpolitisch en-
gagierten Vereinen. Und doch wurden sie 
im Parlament tendenziell ausgegrenzt. Es 
gab keine Verstärkeranlagen, man muss-
te also sehr laut sprechen, was manche 

Mobilisierung von Wählerinnen durch  
den Ausschuss der Frauenverbände.  

(Haus der Geschichte Baden-Württemberg, 
2000/0993)
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Frauen als schwierig empfanden. Männer 
warfen Frauen im Parlament »Gekreisch« 
vor.59 Die meisten Abgeordneten, männlich 
wie weiblich, redeten nur, wenn es um ihr 
Spezialgebiet ging; viele Debatten gerade 
in den Anfangssitzungen drehten sich aber 
um Verfahrensfragen. Hier waren Männer, 
die schon langjährige Parlamentserfahrung 
mitbrachten, im Vorteil. Oder es ging um 
juristische Themen – hier waren Frauen 
wiederum benachteiligt, da sie erst ab 1921 
zum Referendariat und zur Zweiten juristi-
schen Staatsprüfung zugelassen waren.

Marianne Weber empfand den Alltag als 
Parlamentarierin ermüdend. An ihre Freun-
din Marie Baum schrieb sie am 6. Februar 
1919: »Ob man aber als Abgeordnete dau-
ernd in einem solchen Betrieb und als Ehe-
frau die Hälfte des Lebens auswärts zubrin-
gen möchte, und dies alles bestehen könnte, 
ohne an Seele und Geist zu veröden – das 
ist mir doch sehr zweifelhaft, und ein bana-
ler Durchschnittsparlamentarier zu werden, 
wäre doch trotz allem keine erhebende Aus-
sicht.«60 Sie zog es vor, ihrem Mann, dem 
bekannten Soziologen Max Weber, nach 
München zu folgen. Auf ihren Platz rückte 
ein Mann nach.

Dennoch haben die ersten Parlamenta-
rierinnen auch in Württemberg vor allem 
durch Mitarbeit in parlamentarischen Aus-
schüssen einiges erreicht: Mathilde Brück-
ner und Thekla Kauffmann arbeiteten am 
Jugendfürsorgegesetz mit, Emilie Hiller 
kämpfte für eine Reform des § 218, Mathil-
de Planck war von 1920 bis 1924 Mitglied 
im Finanzausschuss und von 1924 bis 1928 
im Petitionsausschuss, eine Zeitlang als Vor-
sitzende, und Laura Schradin gehörte dem 
Volkswirtschaftlichen Ausschuss und dem 
Volksschulausschuss an, um nur einige Bei-
spiele zu nennen.61 

Doch selbst Frauen, die anfangs von der 
neuen Möglichkeit der politischen Teilhabe 
begeistert waren, wurden bald ernüchtert. 
Für die Landtagswahlen 1920 kandidierten 

deutlich weniger Frauen als 1919, zudem 
auf noch schlechteren Listenplätzen als im 
Jahr zuvor, und so zogen nun nur noch fünf 
Frauen ins Parlament. Bei der verkleinerten 
Zahl von 101 Abgeordneten waren das 4,9 
Prozent der Mandate.

Das Resümee, das die konservative Jour-
nalistin Else Frobenius 1926 für die politi-
sche Teilhabe der badischen Frauen zog, ist 
ohne Weiteres auf Württemberg zu über-
tragen: »Die große Welle der Revolution, 
die die Frau auf den Weg der Staatsbürge-
rin führte, ist heute im Verebben. Ein ge-
wisser Rückschlag ist eingetreten. In den 
politischen Parteien klagt man oft über die 
Gleichgültigkeit der Frauen und die Män-
ner räumen ihnen nicht mehr so bereitwil-
lig den Platz neben sich ein, wie vor sieben 

Mathilde Planck (1861–1955), 1919 bis 1928 
eine der wenigen weiblichen Abgeordneten im 

württembergischen Landtag. (Staatsarchiv 
Ludwigsburg, F 201 Bü 540)
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Jahren.«62 Die Nationalsozialisten entzogen 
Frauen dann das passive Wahlrecht.

»Da wird schon einmal dazwischengeru-
fen, was denn die Frau am Mikro macht« –  
diese Aussage kann nicht aus der Weimarer 
Zeit stammen, denn da gab es ja noch keine 
Mikrophone im Landtag. Das haben viel-
mehr Parteifreundinnen der baden-würt-
tembergischen Landesvorsitzenden von 
Bündnis 90/Die Grünen, Sandra Detzer, 
berichtet, und zwar über den baden-würt-
tembergischen Landtag im Jahr 2018.63 
Dieser war über viele Jahre hinweg das 
bundesdeutsche Landesparlament mit dem 
geringsten Frauenanteil. So war nach der 
letzten Landtagswahl am 13. März 2016 
nur knapp ein Viertel der Landtagsabgeord-
neten weiblich. Durch Nachrückerinnen ist 
der Frauenanteil mittlerweile auf 26,6 Pro-
zent gestiegen. Auf 38 Frauen kommen nun 
105 Männer, die Quote in Sachsen-Anhalt 

und Mecklenburg-Vorpommern ist noch 
schlechter. Doch der baden-württember-
gische Landtag ist das einzige deutsche Lan-
desparlament, in dem noch nie ein Anteil 
von wenigstens 30 Prozent weiblicher Abge-
ordneter erreicht wurde.64

In der Ausstellung »Vertrauensfra-
gen« wollte das Haus der Geschichte Ba-
den-Württemberg auch zum Nachdenken 
über die heutige Demokratie anregen. Im 
Bereich Teilhabe gab es einen Wahlomat, an 
dem die Besucherinnen und Besucher über 
neun Vorschläge abstimmen konnten, wie 
man Partizipation in der heutigen Demokra-
tie verbessern könnte. Eine Frage lautete: 
»Sollen die Parteien gesetzlich verpflichtet 
werden, mehr Frauen bei Wahlen zu nomi-
nieren?« Von 4018 Befragten sprachen sich 
2349 dagegen aus, das sind 58 Prozent. Der 
Weg zur gleichberechtigten Teilhabe von 
Frauen ist immer noch weit.
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